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Bundesrepublik Deutsdiland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 122/67/EWG in Bezug auf die vorherige Festsetzung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem Eiersektor. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Bechlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Ergänzung der Verordnung Nr. 122/67/EWG in bezug auf 
die vorherige Festsetzung der Erstattungen bei der Ausfuhr auf 

dem Eiersektor 

(Von der Kommission dem Rat vorgeJegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
den Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 9 der Verordnung Nr. 122/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Eier^), geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 830/68 2), sieht die Gewäh- 
rung einer Erstattung bei der Ausfuhr vor, um die 
Beteiligung der Gemeinschaft am internationalen 
Eierhandel sicherzustellen. 

Um den Exporteuren der Gemeinschaft eine ge- 
wisse Sicherheit in bezug auf die Stabilität der Er- 
stattungen zu geben, werden diese grundsätzlich in 
regelmäßigen Zeitabständen festgesetzt. 

Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß die vorge- 
sehenen Maßnahmen nicht in allen Fällen eine den 
Bedürfnissen des Handels entsprechende Sicherheit 
hinsichtlich der Höhe und Geltungsdauer der Er- 
stattungen bieten. Es empfiehlt sich daher, die Mög- 
lichkeit der vorherigen Festsetzung der Erstattung 
auf dem Eiersektor vorzusehen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 4 der Verordnung 
Nr. 122/67/EWG erhält folgende Fassung: 

„Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages die 
Grundregeln für die Gewährung und die vor- 
herige Festsetzung der Erstattungen bei der 
Ausfuhr sowie die Kriterien für die Fest- 
setzung des Erstattungsbetrages.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2293/67. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 23. 


Geschehen zu 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Entwicklung des Marktes für Erzeugnisse der j 
Verordnung Nr. 122/67/EWG hat dazu geführt, daß j 
ihre Ausfuhren wachsende Bedeutung erlangt haben; 
andererseits sind diese Ausfuhren schwieriger zu j 
verwirklichen. | 

Verschiedene gemeinsame Marktorganisationen j 
(z. B. Getreide: Art. 16 Abs. 4 Verordnung Nr. 120/ 
67/EWG; Milch: Art. 17 Abs. 3 Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68) sehen aus ähnlichen wie den genannten 
Gründen vor, daß die Erstattungen bei der Ausfuhr 
im voraus festgesetzt werden können, um dem 
Exporteur hinsichtlich deren Höhe und Geltungs- 
dauer Sicherheit zu geben. 

Um die gemeinsame Marktorganisation für Eier den 
geänderten Verhältnissen anzupassen, wird der bei- | 


liegende Vorschlag zur Änderung der Verordnung 
Nr. 122/67/EWG vorgelegt. 


Angesichts der augenblicklichen Marktlage für 
Eier und Eiprodukte und der Vorausschau für die 
kommenden Monate ist mit einem starken Produk- 
tionsüberschuß im Frühjahr, insbesondere ab April 
1970, zu rechnen. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind geeignet, die 
Ausfuhren von Eiern und Eiprodukten in angemes- 
sener Weise zu behandeln. Es ist darum wünschens- 
wert, die vorgesehenen Vorschriften und die dazu 
erforderlichen Durchführungsvorschriften des Rates 
und der Kommission vor Ende März zu erlassen. 
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